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Der ADAC e.V. ist ein nicht-wirtschaftlicher Verein, der seine vorrangige Aufgabe in der Förderung und 
Aufrechterhaltung der Mobilität seiner Mitglieder sieht. Hilfe, Rat und Schutz nach Panne, Unfall und 
Krankheit beschreiben den Kern der Tätigkeiten. Ein hohes Engagement zeigt der ADAC für die Verkehrs-
sicherheit sowie die Verkehrserziehung. Unabhängige Verbraucherschutztests dienen der Aufklärung 
der Mitglieder und tragen u. a. zu Fortschritten bei der Fahrzeugsicherheit, beim Umwelt- und Klima-
schutz bei. Der ADAC ist ein anerkannter Verbraucherverband. Die Beratungsleistung für Mitglieder um-
fasst juristische, technische sowie touristische Themen. Zusätzlich gilt der Einsatz des ADAC der Förde-
rung des Motorsports und des Tourismus sowie der Erhaltung, Pflege und Nutzung des kraftfahrttech-
nischen Kulturgutes, der Förderung der Luftrettung sowie der Wahrnehmung und Förderung der Inte-
ressen der Sportschifffahrt. Im Rahmen der Interessensvertretung setzt sich der ADAC für die Belange 
der Verkehrsteilnehmenden sowie für Fortschritte im Verkehrswesen unter Berücksichtigung des Um-
welt- und Klimaschutzes ein. Der ADAC ist eingetragen im Lobbyregister des Deutschen Bundestags nach 
dem Lobbyregistergesetz, Registernummer: R002184. Die Interessensvertretung wird auf der Grundlage 
des Verhaltenskodex nach dem Lobbyregistergesetz und dem ADAC Verhaltenskodex Interessensver-
tretung betrieben. 

Der ADAC e. V. dankt für die Möglichkeit einer Stellungnahme zur Verordnung zur Neufassung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) und zur Änderung weiterer Vorschriften und nimmt 
wie folgt Stellung: 

Übergeordnete Anmerkungen 

Der ADAC begrüßt eine Neufassung der StVZO, insbesondere aufgrund der vielen europäischen Vorga-
ben, die inzwischen zu beachten sind.  

Betroffene müssen schnell feststellen können, welche Vorschriften hinsichtlich der technischen Vo-
raussetzungen für Kraftfahrzeuge zu beachten sind. Daher ist eine klare Trennung der unterschiedli-
chen Vorschriften nach EU-Recht und nationalem Recht wichtig. 

Dabei ist entscheidend, dass bestehende Vorschriften, die zum Teil unterschiedlich ausgelegt werden, 
eine Formulierung erfahren, die den Willen des Verordnungsgebers deutlich wiedergibt. 

Der ADAC ist jedoch der Ansicht, dass allein schon aus Nachhaltigkeitsgesichtspunkten im Rahmen der 
Neufassung des § 30 StVZO zum Erste-Hilfe-Material eine Übergangsregelung geschaffen werden 
muss: Verbandkästen nach der DIN 13164, Stand Januar 1998 sowie Stand Januar 2014, wobei letztere 
bis 31.01.2023 verkauft werden konnten, sollten weiterhin – selbstverständlich unter Beachtung der 
Haltbarkeitsdaten des Erste-Hilfe-Materials – nutzbar bleiben. 

Außerdem sollte eine Änderung der Vorschriften hinsichtlich der Anordnung einer Fahrtenbuchauflage 
in § 33 Absatz 3 StVZO-neu erfolgen, die die Empfehlungen des entsprechenden Arbeitskreises des 
Deutschen Verkehrsgerichtstags 2023 umsetzt. 

Uns ist zudem bekannt geworden, dass Rettungsdienste im Rahmen der Neufassung der StVZO for-
dern, die Vorschriften für die Lichtsignale an Rettungsfahrzeugen zu überarbeiten. Dem ADAC liegen 
hierzu keine eigenen fachlichen Erkenntnisse vor, die wir in die Diskussion einbringen könnten. Gleich-
wohl halten wir es im Sinne der Sicherheit aller betroffenen Verkehrsteilnehmer für unbedingt gebo-
ten, dass nahende Rettungsfahrzeuge rechtzeitig gehört und gesehen werden können. Wir regen des-
halb dringend an, dieses Anliegen der Rettungsdienste im Zuge des Verordnungsentwurfs zu prüfen 
und ggf. erforderliche Anpassungen vorzunehmen. 
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Im Einzelnen nimmt der ADAC wie folgt Stellung:  

1.  § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 a), b) StVZO 

Da die StVZO nur dann Anwendung finden soll, wenn die unter den Buchstaben a) bis c) genannten 
Verordnungen der EU nicht einschlägig sind, müsste die Verknüpfung „und“ statt „oder“ heißen. 
 

2.  § 1 Abs. 2 Nr. 3 StVZO 

Da die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung auch nach der Änderung auf viele Vorschriften der StVZO 
verweisen wird, entsteht hier ein Widerspruch. Insoweit sollte am Ende der Nr. 3 ein Hinweis erfolgen, 
dass die StVZO anwendbar bleibt, wenn die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung ausdrücklich auf die 
StVZO verweist. 
 

3.  § 2 Abs. 1 Nr. 32 StVZO 

Da auch geringe Mängel unverzüglich zu beseitigen sind, sollte der Begriff „kurzzeitige Abweichung“ 
zum Beispiel in „geringfügige Abweichung geändert werden. Andernfalls besteht das Risiko eines Miss-
verständnisses. Eine kurzzeitige Abweichung wäre auch bei einem erheblichen Mangel denkbar. 
 

4.  § 3 Abs.1 StVZO 

Da es genügt, wenn ein Fahrzeug einer der genannten Verordnungen entspricht, müsste es nach „Nr. 
165/2014“ statt „und“ „oder“ heißen. 
 

5.  § 5 Abs. 2 S. 1 StVZO 

Diese umfassende Verpflichtung kann aus unserer Sicht insbesondere bei beispielsweise Umbauten zu 
Wohnmobilen zu Schwierigkeiten führen, da hier oftmals unter anderem andere Emissionsvorschriften 
gelten. 
 

6.  § 5 Abs. 2 S. 2 StVZO 

Die Formulierung scheint missverständlich, da die Wiederholung in Halbsatz 2 inhaltlich eine Dopplung 
darstellt. Aus unserer Sicht genügt der Hinweis darauf, dass sämtliche Auswirkungen auf die Vor-
schriftsmäßigkeit des Fahrzeugs zu berücksichtigen sind. 
 

7.  § 5 Abs. 4 StVZO 

In der Praxis sind oftmals alte Feuerwehrfahrzeuge in Privatbesitz. Da die Verwaltungspraxis in diesem 
Zusammenhang sehr unterschiedlich zu sein scheint, wäre zu überlegen, ob die Einschränkung bezüg-
lich der Erteilung einer neuen Betriebserlaubnis auch dann erforderlich ist, wenn sämtliche Spezialaus-
stattung und -ausrüstung entfernt wird, solange der Schutz anderer Verkehrsteilnehmer gewährleistet 
ist. 
 

8.  § 9 Abs. 2 S. 5 StVZO 

Die Formulierung „gekennzeichnet sein“ sollte in „gekennzeichnet werden“ geändert werden, um klar-
zustellen, dass Adressat der Hersteller und nicht der Halter ist. Andernfalls kann dies dahingehend 
falsch verstanden werden, dass sich der Fahrzeughalter oder auch Fahrzeugführer z.B. im Falle eines 
Verschleißes ordnungswidrig verhält. 
 

9.  § 16 Abs. 1 StVZO 

Die Aufnahme der Überprüfung im Hinblick auf die Datensicherheit erscheint sinnvoll. Die Überprü-
fung auf die Einhaltung von Datenschutzvorschriften hingegen dürfte nicht dem Sinn und Zweck einer 
Hauptuntersuchung entsprechen. 
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10. § 17 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 StVZO 

Der Hinweis darauf, dass das Fahrzeug mit gefährlichen Mängeln nicht mehr am öffentlichen Straßen-
verkehr teilnehmen darf, kommt im Ergebnis der Einstufung als verkehrsunsicher gleich. Fahrten zur 
Behebung des Mangels/der Mängel wären in diesem Fall nicht mehr möglich, so dass hier eine erhebli-
che Änderung zur aktuellen Fassung der StVZO einträte. Dies würde erhebliche praktische Probleme 
nach sich ziehen, da die Mängel nur unter einem bußgeldbewehrten Verstoß von Vorschriften beho-
ben werden könnten. 
 

11. § 17 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 StVZO 

Der Hinweis auf die Pflichten bei Feststellung gefährlicher Mängel erscheint an dieser Stelle nicht 
nachvollziehbar. Dies gilt, zumal sich eine Pflicht zur Wiedervorführung und eine Entfernung der Prüf-
plakette bereits inhaltlich widersprechen. 
 

12. § 22 Abs. 5 S. 3 StVZO 

An dieser Stelle möchten wir aus Vereinfachungsgründen gerne einen Formulierungsvorschlag machen 
und wichtige Begriffe in blau ergänzen: 
 
„Die Gültigkeit verlängert sich bei Fahrzeugen, für die ein Saisonkennzeichen zugeteilt ist, bis an das 
Ende des ersten Monats des nächsten Betriebszeitraums, wenn die Frist zur Vorführung zur Hauptun-
tersuchung oder Sicherheitsprüfung im letzten Monat des Betriebszeitraums oder außerhalb des Be-
triebszeitraums abgelaufen ist. Satz 2 gilt auch, wenn bei geringen Mängeln keine neue Prüfplakette 
nach § 17 Absatz 1 Nummer 2 zugeteilt wird.“ 
 
Diese Ergänzungen sind aus unserer Sicht erforderlich, da andernfalls unklar ist, in welchen Fällen die 
Verlängerung konkret eintreten soll. Außerdem sind Fahrzeuge außerhalb des Betriebszeitraums bei 
Saisonkennzeichen gerade nicht außer Betrieb gesetzt. 
 

13. § 23 Abs. 4 S. 4 StVZO 

Hier sollte der Passus „bei der Erstzulassung eines Fahrzeugs“ gestrichen werden. In diesen Fällen 
ergibt sich die Fälligkeit der HU ohnehin direkt aus der Anlage 8 zur StVZO. Im Übrigen schließe diese 
Formulierung die Möglichkeit des Nachweises über andere amtliche Dokumente (Zulassungsbescheini-
gung Teil I) bei älteren Fahrzeugen aus. 
 

14. § 24 StVZO 

Hier sollte klarer getrennt werden zwischen gefährlichen Mängeln und solchen Mängeln, die unmittel-
bar verkehrsgefährdend sind. Hintergrund ist, dass § 2 Abs. 1 Nr. 34 den gefährlichen Mangel als einen 
Mangel definiert, der eine direkte und unmittelbare Verkehrsgefährdung oder Umweltbelastung dar-
stellt. Unter Berücksichtigung dieser Definition drohen Missverständnisse bei der Anwendung der Ab-
sätze 3 und 4. 
 

15. § 30 Abs. 2 StVZO 

Die Norm sieht in ihrer derzeitigen Fassung vor, dass nur Verbandkästen zulässig sind, die mindestens 
der DIN 13164, Ausgabe Februar 2022, nach Art, Mindestmenge und Beschaffenheit entsprechen. 
 
Da bis 31. Januar 2023 noch Verbandkästen nach der vorherigen DIN 13 164, Ausgabe Januar 2014, 
verkauft werden durften und auch noch zahlreiche Verbandkästen nach der DIN 13 164, Ausgabe Ja-
nuar 1998, in der Nutzung sind, bei denen die Materialien mit Ablaufdatum ausgetauscht worden sind, 
sollten zukünftig Verbandkästen aller drei DIN-Ausgabe-Daten verwendet werden dürfen.  
 
Dies muss entsprechend in der Formulierung des § 30 Absatz 2 StVZO-neu ausdrücklich aufgenommen 
werden. 
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Aus medizinischer Sicht sind die Verbandkästen auch der älteren Normen bezüglich ihres Inhalts nach 
wie vor geeignet, dass mit ihnen wirkungsvoll Erste Hilfe geleistet werden kann. 
 
Auch aus Nachhaltigkeitsgesichtspunkten macht es keinen Sinn, von Millionen von Autofahrern die 
Neuanschaffung eines Verbandkastens der neuesten Norm DIN 13164, Ausgabe 2022 zu verlangen, da 
die alten Kästen nicht mehr verwendet werden dürfen. 
 

16. § 30 Abs. 4 StVZO 

Eine Einschränkung auf die genannten Fahrzeuggruppen scheint aus unserer Sicht nicht erforderlich, 
da auch beispielsweise im privaten Pkw entscheidend ist, dass Erste-Hilfe-Material mitgeführt wird, 
das bei gleicher Art, Mindestmenge und Beschaffenheit mindestens denselben Zweck zur Erste-Hilfe-
Leistung erfüllt (z.B. Arztkoffer). 
 

17. § 31 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 StVZO 

Um Unstimmigkeiten zu vermeiden, sollte in Nr. 1 die Alternative auf eine Beschränkung von höchs-
tens acht Sitzplätzen gestrichen werden, da dieser keine eigenständige Bedeutung zukommen kann. 
Diese Formulierung führt bei einem zulässigen Gesamtgewicht von maximal 3,5 t zur Pflicht, nur ein 
Warndreieck mitzuführen. Bei einem Fahrzeug mit neun Sitzplätzen und einem zulässigen Gesamtge-
wicht von maximal 3,5 t ergibt sich dasselbe. Liegt das zulässige Gesamtgewicht jedoch über 3,5 t und 
hat das Fahrzeug höchstens acht Sitzplätze, ergibt sich ein Widerspruch, da entsprechende Fahrzeuge 
sowohl unter Nr. 1 als auch unter Nr. 2 fallen. 
 

18. § 33 Abs. 3 StVZO 

Die Möglichkeit der Anordnung einer Fahrtenbuchauflage führt in der Praxis immer wieder zu Proble-
men. Dies ist daran zu erkennen, dass die Verwaltung regional sehr unterschiedlich davon Gebrauch 
macht. Außerdem stellt sich in einem möglichen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht um die Fahr-
tenbuchauflage stets die Frage, ob diese Maßnahme im Einzelfall tatsächlich verhältnismäßig ist.  
 
Aus diesem Grund wurde dieses Thema beim Verkehrsgerichtstag 2023 aufgegriffen und vom Arbeits-
kreis bewertet. Danach sollte im ersten Fall der Nichtermittelbarkeit des verantwortlichen Fahrers 
zwingend eine Androhung der Maßnahme erfolgen. Erst in einem zweiten Fall der Nichtermittelbarkeit 
sollte die Anordnung einer Fahrtenbuchauflage möglich sein. Dabei sollte auch die in der Empfehlung 
erwähnte Frist von 15 Monaten berücksichtigt werden. 
 
Wir schließen uns insoweit den Empfehlungen des VGT an und möchten diese kurz zitieren: 
 
„Der Arbeitskreis schlägt einvernehmlich vor, bindend bei erstmaligem punkterelevantem Verstoß dem 
Fahrzeughalter die Führung eines Fahrtenbuchs anzudrohen, wenn der Verantwortliche trotz der gebo-
tenen Ermittlungen nicht festgestellt werden konnte. Im Wiederholungsfall kann binnen 15 Monaten 
ab dem Tattag des zur Androhung führenden Verstoßes eine Fahrtenbuchauflage angeordnet werden 
(Ermessensentscheidung). 
 
Dies soll sicherstellen, dass die derzeit regional höchst unterschiedliche Anwendung der geltenden 
Norm künftig zu einer einheitlichen Anwendung der Vorschrift führen wird. Ergänzend sollte eine effizi-
ente Durchführbarkeit sowie eine wirksame Kontrolle der Einhaltung der Fahrtenbuchauflage sicherge-
stellt werden.“ 
 
Der § 33 Absatz 3 StVZO-neu ist aus unserer Sicht daher entsprechend an diese Empfehlungen anzu-
passen. 
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19. § 36 Abs. 1 Nr. 2 StVZO 

Hier sollte am Ende statt dem Komma ein „und“ verwendet werden, um zu verdeutlichen, dass die 
Vorgaben kumulativ gelten. 
 

20. § 44 Abs. 4 StVZO 

Hier sollte das Wort „oder“ in Zeile 1 durch ein Komma ersetzt werden. Zudem sollte das Wort „oder“ 
in Zeile 2 durch ein „und“ ersetzt werden, um zu verdeutlichen, dass die Ausnahme für all die genann-
ten Reifenarten Gültigkeit haben. Nach der Zahl 12 fehlt darüber hinaus ein Komma. 
 

21. § 44 Abs. 5 Nr. 5 StVZO 

Hier sollte statt dem Komma ein „und“ verwendet werden, um zu verdeutlichen, dass die Ausnahme 
für all die genannten Fahrzeugarten gelten. 
 

22. § 48 Abs. 3 Nr. 2 StVZO 

Auch hier sollte zur Verdeutlichung am Ende statt dem Komma ein „und“ verwendet werden. 
 

23. § 54 Abs. 1 und 2 StVZO 

Hier muss es aus Sicht des ADAC heißen, dass die Grenzwerte eingehalten werden müssen oder diese 
nicht überschritten werden dürfen. Dies ist jedoch nicht gleichbedeutend mit der Aussage, dass die 
Emissionswerte „unter“ den geltenden Grenzwerten liegen müssen. 
 

24. § 55 Abs. 2 Nr. 2 StVZO 

Hier muss das Wort „und“ am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt werden, da es hier um Geräusch-
werte unterschiedlicher Fahrzeugklassen geht. 
 

25. § 56 Abs. 1 StVZO 

Hier sollte wie in der aktuellen Fassung ausgeführt werden, was unter dem Begriff lichttechnische Ein-
richtungen zu verstehen ist (z.B. auch retroreflektierende Materialien). 
 

26. § 68 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 StVZO 

Die Trennung in Nr. 1 und Nr. 2 kann zu Missverständnissen führen, da hier die Frage entsteht, worauf 
sich das „früher“ konkret bezieht. Hintergrund der Vorschrift ist, dass sich die Unterstützung auch vor 
Erreichen einer Geschwindigkeit von 25 km/h abschalten muss, wenn der Fahrer im Treten einhält. 
Hier erscheint die aktuelle Fassung verständlicher. 
 

27. § 70 Abs. 5 StVZO 

Hier sollte eine Klarstellung dahingehend erfolgen, dass gleichwohl eine Beleuchtung während der 
Dämmerung, bei Dunkelheit oder wenn die Sichtverhältnisse es sonst erfordern, erforderlich ist, auch 
wenn eine Ausrüstungspflicht für diese Anhänger noch nicht besteht. 
 

28. § 74 Abs. 1 S. 1 StVZO 

Hier sollte die Formulierung „zu diesem Zeitpunkt“ geändert werden. Deutlicher scheint hier eine For-
mulierung, die nochmals ausdrücklich auf den Zeitpunkt abstellt, zu dem das Fahrzeug erstmals in Ver-
kehr kam. Andernfalls könnte die Formulierung so verstanden werden, dass die Vorschriften zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Verordnung gelten.  
 

29. Anlage 2 zur StVZO Abschnitt 1 Nr. 1.2 und Nr. 1.3 

Hier fehlt vor den Begriffen Gesamtmasse jeweils das Wort „zulässigen“. 
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30. Anlage 8 zur StVZO Nr. 1.2 

Da Wohnmobile eigenen Fristen unterliegen und oftmals in die Klasse M1 fallen, sollte dies verdeut-
licht werden. 
 

31. Anlage 21 zur StVZO Nr. 1.6 

Bislang sind Blinker laut StVZO nur für mehrspurige Fahrräder oder solche erlaubt, bei denen der 
breite Aufbau die Handzeichen der Fahrer ganz oder teilweise verdeckt. Aus Sicht des ADAC kann hier 
eine Erweiterung der Erlaubnis der Anbringung von Blinkern auf alle normalen Fahrräder – insbeson-
dere Pedelecs – erfolgen. 
 
Keinesfalls darf das Blinken jedoch als alleinige Maßnahme zum sicheren Abbiegen verstanden wer-
den. Lediglich das Handzeichen wäre dann nicht mehr erforderlich, sehr wohl aber der Blick über die 
Schulter, bevor das Einordnen in die Fahrbahnmitte bzw. auf die Linksabbiegespur erfolgt. Ein am 
Fahrrad angebrachter Blinker würde also zwei Varianten des korrekten Abbiegens gestatten: Entweder 
über das Geben eines Handzeichens oder über das Setzen des Blinkers, wobei im zweiten Fall während 
des gesamten Abbiegevorgangs beide Hände am Lenker verbleiben können. 
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